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Eidesstattliche  

Erklärung 

 
 

Eidesstattliche Erklärung 

 
Für das Ansuchen auf Wohnbeihilfe von: 
 

Nachname: 

.......................................................................... 

Vorname: 

.......................................................................... 

Adresse:  

.......................................................................... 

Plz. / Ort: 

.......................................................................... 

 
Ich erkläre an Eides statt, dass außer dem(r) Antragsteller(in) keine / folgende *)  
Person(en) in meinem Haushalt leben. 

 
 

Name Geburtsdatum 

*  

*  

*  

*  

*  

 

Ich erkläre, diese eidesstattliche Erklärung wahrheitsgemäß ausgefüllt zu haben und 
verpflichte mich, zu Unrecht empfangene Wohnbeihilfe sofort zurückzubezahlen. 
 
Die auf der zweiten Seite der eidesstattlichen Erklärung angeführten §§ 146 und 288 
StGB habe ich zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Telfs, am   __________________  Unterschrift:  _______________________  
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§ 146 StGB: Betrug: 
 
Wer mit dem Vorsatz, durch das Verhalten des Getäuschten sich oder einen Dritten 
unrechtmäßig zu bereichern, jemanden durch Täuschung über Tatsachen zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlassung verleitet, die diesen oder einen anderen am 
Vermögen schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis 
zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
 
 
§ 288 StGB: Falsche Beweisaussage vor Gericht 
 
(1) Wer vor Gericht als Zeuge oder, soweit er nicht zugleich Partei ist, als Auskunftsper-
son bei seiner förmlichen Vernehmung zur Sache falsch aussagt oder als Sachverstän-
diger einen falschen Befund oder ein falsches Gutachten erstattet, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren zu bestrafen. 
 
(2) Wer vor Gericht eine falsche Beweisaussage (Abs. 1) unter Eid ablegt oder mit ei-
nem Eid bekräftigt oder sonst einen in den Gesetzen vorgesehenen Eid vor Gericht 
falsch schwört, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestra-
fen. Einem Eid steht die Berufung auf einen früher abgelegten Eid und bei Personen, 
die von der Pflicht zur Eidesleistung befreit sind, die anstelle des Eides vorgesehene 
Beteuerung gleich. 
 
(3) Nach den Abs. 1 und 2 ist auch zu bestrafen, wer eine dort genannten Handlungen 
im Verfahren vor einem nach Art. 53 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 929 eingesetzten Ausschuss oder einer Disziplinarbehörde des Bundes, eines Lan-
des oder einer Gemeinde begeht. 
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